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DEUTSCHE BUNDESPOST

Zulassungsurk
Für eine beneqliche Sprechfunkanlage kleiner Leistung ais
der" Firma: 0rundiq AG, Bil0 Fürth

Gerätebezeichnung: rCBAS 
20011

Kennzei chnende tlerknale:
Beweqlicher Sender/Empfänger bedarfsweise mit eingebautem

Auswerter und mii folgenden Anschlüssen:

unde
Fahrzeugfunkanlage

i Ton-FoJ.ge Selektivruf Gebrer/

a) eine Anschlußbuchse für eine Fahrzeuqantenne ohne Richtwirkung,
b) zwei mal zyei Anschlußbuchsen für Lautsprecher",
c) eine vierpolige Anschlußbuchse für ein abgesetztes nS-l'1eterrr,

d) ein Ansöhiußst:lft zur Steuerung einer Automatikantenne,
e) zwei Anschlußstifte für 12 V Fahrzeugstromvensorgunq,
f) eine 19polige Anschlußbuchse filr das abgesetzte l'andbedienteil Iyp Grundiq mit eingebautem

" 14ikrofon

Schaltbare Betriebskanä1e: 12- - ä-equ-eriz5ereJdhT ITXW ,:. Zi ljiF;-
Betriebsart: llechselsprechen auf einer Frequenz
Sende/[mpfanqsart: A 3, F 3

Senderausgangsleistung bei rrnmocjuliertem Sendebetrieb:

ist bei.m Iernmeldetechnischen Zentr a]amt i-n Darmstaclt
Vor"schri.ften der Oeutschen Bundespost zur Verhinderunq

.kf,i:* III. der Richtiinie 17 R 2A21, Aussabe Jutl TTi

Hiermit erteilen wir unter den umseitig
Gerät die

0,5 Hatt

nachgewiesen worden, daB rjie technischen
von Störunqen fremder Funkdienste
erfül it rlerden.

genannten Auf lagen für das

FT Z- S e r i e n p ruf n u m me r PR?1-442V,178.

Zum Errichten und Betreiben, auch für Vorführzwecke des o. g. Gerätes, ist zusätzlich zu dieser Zulassung eine fern-
melderechtliche Genehmigung erlorderlich. Das Erteilen der FTZ-Prüfnummer erfolgt ohne Prütung, ob die Geräte oder

deren Bauteile den anerkannten Sicherheitstorderungen der Elektroindustrie (VDE-Bestimmungen) entsprechen.

Aus dem FTZ-Zulassungsverfahren können keine Forderungen patentrechtlicher Art hergeleitet werden. Es betreit in

keinem Falle von der Beachtung fremder Schutzrechte und bietet keinen Rechtsschutz nach Art des Patentgesetzes.

Darmstadt, o* .....1:...9f19.b..'.| ................. .. 1e..i9

Fernmeldetechnisches Zentralamt

lm Auftrag
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Auf lagen

1. Alle Geräte (auch Teile der Anlage), die in der Bundesrepublik Deutsch-
land und in Berlin (West) errichtet und betrieben werden sollen und die-
selbe Typenbezeichnung führen, müssen vom lnhaber der Zulassung ent-
sprechend den Bedingungen für die Zulassung gekennzeichnet sein.

2. Diese Prüfnummer gilt nur für Geräte, die mit dem geprüften Gerät elek-
trisch und mechanisch übereinstimmen. Nachträgliche Anderungen des
Geräteaufbaus sind nur mit Zustimmung der Deutschen Bundespost zu-
lässig.

3. Die Deutsche Bundespost behält sich die Nachprüfung eines oder mehrerer
Geräte vor. Hierzu verpflichtet sich der lnhaber der Zulassung, Beauftrag-
ten der DBP zu verkehrsüblichen Zeiten Gelegenheit zu geben, Geräte mit
Ffz-Prüfnummern aus seinem Bestand oder dem Bestand seiner Vertriebs-
f irmen zu entnehmen. Bei negativem Ausgang der Nachprüfung und an-
schließender Mängelbeseitigung ist die erforderliche Wiederholungspr:üfung
kostenpf lichtig.

4. Der lnhaber der Zulassung verpflichtet sich, jedem unter einer bestimmten
FTz-Prüfnummer in den Verkehr zu bringenden Gerät
a) bei Geräten mit der Kennbuchstabenreihe "PR 27-...11

einen Nachdruck der im Arr^,tsblatt des Bundesministers
für das Post- und Fernmeldewesen Nr. 7O/1975 ver-
öffentl ichten "Al lgemeinen Genehmigung" und

O) Oei Geräten mit der Kennbuchstabenreihe I'KF-. . . r' einen
Nachdruck der im o.g. Amtsblatt veröffentlichten Be-
stimmungen und ein Formblatt zum Beantragen der Ge-
nehmigung

bei zufügen.

5. Dem lnhaber der Zulassung ist es untersagt, für einen Betrieb des Gerätes
zu werben, der nicht in Übereinstimmung mit den technischen Vorschriften
( insbesondere den Vorschrif ten unter I I I . 5. ) steht.

6. Die Zulassung kann ausgesetzt werden, wenn die vorgenannten Auf lagen
nicht eingehalten werden oder der lnhaber der Zulassung den Nachweis da-
rüber, daß die Geräte entsprechend den Bedingungen der Zulassung gefertigt
oder ausgeliefert werden, nicht führen kann.

Die Zulassung kann widerrufen werden, wenn gegen die vorgenannten Auf-
lagen fortgesetzt verstoßen wird oder wenn andere fernmeldetechnische
Gründe dies erfordern.


